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Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Durch die Intensivierung des Länderfinanzausgleichs aufgrund 
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund und 
Ländern vom 28. August 1969 (BGBL I S. 1432) ist zwar er- 
reicht worden, daß nunmehr ein Ausgleich der Steuerkraft der 
ausgleichberechtigten Länder auf mindestens 95 v. H. der Aus- 
gleichsmeßzahl erreicht wird, doch bleiben gleichwohl fühlbare 
Unterschiede in der Finanzausstattung der Länder bestehen. 
Durch Entschließung vom 21. November 1969 hat daher der 
Bundesrat die Bundesregierung gebeten, eine Gesetzesvorlage 
einzubringen, die die Gewährung von Ergänzungszuweisungen 
an leistungsschwache Länder vorsieht. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht im Anschluß an die Regelung für 
1969 Ergänzungszuweisungen in Höhe von je 100 Millionen DM 
für die Ausgleichsjahre 1970 und 1971 an die Länder Bayern, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig- 
Holstein vor, die im Haushaltsplan 1970 (Finanzhaushalt, Ein- 
zelplan 60, Kapitel 60 02, Titel 612 01) bereits enthalten sind. 


C. Alternativen 

Der Bundesrat fordert eine Erhöhung der Ergänzungszuweisun- 
gen für 1971 auf insgesamt 300 Millionen DM. 


D. Kosten 

Haushaltsjahr 1970: 100 Millionen DM 

Haushaltsjahr 1971: 100 Millionen DM 
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A. Bericht des Abgeordneten Krammig 


Vorbemerkung 

Der Gesetzentwurf wurde vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages in der 64. Sitzung am 16. Sep- 
tember 1970 dem Finanzausschuß sowie dem Haus- 
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat die Vorlage am 23. Sep- 
tember 1970 beraten. 


Im einzelnen 

Durch Entschließung vom 21. November 1969 hat 
der Bundesrat die Bundesregierung gebeten, eine 
Gesetzesvorlage einzubringen, die die Gewährung 
von Ergänzungszuweisungen an leistungsschwache 
Länder gemäß Artikel 107 Abs. 2 Satz 3 GG vor- 
sieht. Dieser Bitte folgend wurden für 1970 und 
1971 Ergänzungszuweisungen in Höhe von je 100 
Mio DM im Bundeshaushalt 1970 und im Finanzplan 
1969 bis 1973 veranschlagt. Durch den Gesetzent- 
wurf wird die entsprechende gesetzliche Grundlage 
im Rahmen des Gesetzes über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern geschaffen und die Auf- 
teilung der Ergänzungszuweisungen auf die einzel- 
nen Länder sowie ihre Fälligkeit in vierteljährlichen 
Zahlungen geregelt. 

Der Bundesrat hat beim ersten Durchgang des 
Regierungsentwurfs am 26. Juni 1970 einem Antrag 
Schleswig-Holsteins zugestimmt, wonach die für 1971 
vorgesehenen 100 Mio DM Ergänzungszuweisungen 


um 200 Mio DM auf 300 Mio DM aufgestockt wer- 
den sollen. Im übrigen wurden keine Einwendungen 
gegen den Entwurf erhoben. 

Der Finanzausschuß hat zu diesem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates festgestellt, daß schon die 
für 1970 und 1971 vorgesehenen Ergänzungszuwei- 
sungen von 100 Mio DM ein Entgegenkommen des 
Bundes darstellen, nachdem man bei den Verhand- 
lungen über das Beteiligungsverhältnis an der Um- 
satzsteuer davon ausgegangen ist, daß bei einem 
Länderanteil von 30 v. H. Ergänzungszuweisungen 
nicht mehr gezahlt werden. Hierzu wird auf den 
Schriftlichen Bericht des Finanzausschusses über den 
vom Bundesrat eingebrachten Entwurf des Finanz- 
ausgleichsgesetzes vom 27. Juni 1969 verwiesen 
(Drucksache V/4481). 

Die Finanzen der Länder haben sich seit Verab- 
schiedung des Finanzausgleichsgesetzes im Sommer 
des vergangenen Jahres günstig entwickelt. Ange- 
sichts der angespannten Haushaltstage des Bundes 
besteht daher keine Veranlassung, über den Vor- 
schlag der Bundesregierung hinauszugehen, zumal 
damit zu rechnen ist, daß die Steuereinnahmen bei 
den Ländern stärker steigen werden als beim Bund. 
So wird sich nach den Schätzungen die durchschnitt- 
liche Zuwachsrate der Steuereinnahmen bei den Län- 
dern für die Jahre 1971 bis 1974 auf 8,2, beim Bund 
auf 6,9 V. H. belaufen (Basis 1970). 

Nach Artikel 107 GG ist es primär die Aufgabe 
des Finanzausgleichs unter den Ländern, die unter- 
schiedliche Finanzkraft angemessen auszugleichen. 
Ergänzungszuweisungen des Bundes kommen nur 
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subsidiär in Betracht. Die jetzige Regelung des Län- 
derfinanzausgleichs durch das Gesetz vom 28. August 
1969 ist auf Initiative des Bundesrates geschaffen 
worden; dabei hat die Mehrheit der Länder einen 
weitergehenden Ausgleich abgelehnt. Wenn jetzt 
der Bundesrat der Ansicht ist, daß die Finanzkraft 
der empfangenden Länder verstärkt werden muß, 
wäre es der nach der Verfassung vorgezeichnete 
Weg, daß der Bundesrat für eine Verbesserung des 
horizontalen Finanzausgleichs eintritt. 

Im übrigen ist zu berücksichtigen, daß der Bund 
neben den für 1970 und 1971 vorgesehenen 100 Mio 


DM Ergänzungszuweisungen seine Haushaltsmittel 
für Maßnahmen zur Förderung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur 1970 gegenüber den früheren Ansät- 
zen um 125 Mio DM erhöht hat und für 1971 eine 
erneute Erhöhung um 25 Mio DM plant. Diese Mittel 
kommen vorwiegend den finanzschwachen Ländern 
zugute. Außerdem ergibt sich durch das Investitions- 
zulagengesetz eine weitere Verstärkung der regio- 
nalen Wirtschaftsförderung. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich, den Ge- 
setzentwurf in der Fassung der Regierungsvorlage 
anzunehmen. 


Bonn, den 29. September 1970 


Krammig 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1098 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 29. September 1970 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Krammig 

Berichterstatter 



